
Das Gremium fasst mehrheitlich bei einer Gegenstimme folgenden Beschluss: 
 

1. Aufgrund von Änderungen im Entwurf des Bebauungsplans nach der Offenlage 
(§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB) wird eine erneute Beteiligung gem. § 4a Abs. 3 
BauGB nur zu den Änderungen durchgeführt. Die Dauer der Auslegung und die 
Frist zur Stellungnahme werden auf drei Wochen verkürzt. 

 
2. Den vorgeschlagenen Abwägungen der Stellungnahmen von Behörden und 

sonstigen Trägern öffentlicher Belange sowie der Öffentlichkeit wird, wie in der 
Abwägungsvorlage mit Bearbeitungsstand vom 19.09.2018 dargestellt, 
zugestimmt. 

      
     
 


